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BETREFF  Steuerliche Gewinnermittlung; 

  Aufstockung von Investitionsabzugsbeträgen nach § 7g Einkommensteuergesetz (EStG) 
in der Fassung des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 14. August 2007 
(BGBl. I S. 1912) in einem Folgejahr 

   BEZUG  BMF-Schreiben vom 20. November 2013 (BStBl I S. 1493); 
Urteil des Bundesfinanzhofes vom 12. November 2014 (BStBl 2016 II S. xx); 

   GZ  IV C 6 - S 2139-b/13/10001 
DOK  2016/0020329 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 12. November 2014 (BStBl 2016 II S. xx) 
entschieden, dass ein Investitionsabzugsbetrag nach § 7g EStG in der Fassung des Unter-
nehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 14. August 2007 (BGBl. I S. 1912) in einem Folge-
jahr innerhalb des dreijährigen Investitionszeitraums bis zum gesetzlichen Höchstbetrag auf-
gestockt werden kann. Er widerspricht damit der in Randnummer 6 des BMF-Schreibens vom 
20. November 2013 (BStBl I S. 1493) enthaltenen Regelung, wonach ein Investitionsabzugs-
betrag für ein begünstigtes Wirtschaftsgut nur in einem Wirtschaftsjahr geltend gemacht wer-
den kann. 
 
Nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder sind die Grundsätze des 
BFH-Urteils vom 12. November 2014 (a. a. O.) über den entschiedenen Einzelfall hinaus all-
gemein in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Soweit Randnummer 6 und die sonstigen 
Regelungen des BMF-Schreibens vom 20. November 2013 (a. a. O.) dieser Entscheidung 
entgegenstehen, sind diese nicht weiter anzuwenden. 
 
Hinsichtlich der Erhöhung (Aufstockung) von Investitionsabzugsbeträgen, die in vor dem 
1. Januar 2016 endenden Wirtschaftsjahren in Anspruch genommen worden sind, gilt Folgen-
des: 
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1. Maßgebende Betriebsgrößenmerkmale nach § 7g Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG 
 
Ein Investitionsabzugsbetrag kann nur geltend gemacht werden, wenn der Betrieb am 
Schluss des jeweiligen Abzugsjahres die in § 7g Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG genann-
ten Größenmerkmale nicht überschreitet. 
 
Die Erhöhung eines in einem Vorjahr für eine bestimmte Investition beanspruchten Inves-
titionsabzugsbetrages setzt voraus, dass das maßgebende Größenmerkmal gemäß § 7g 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG auch am Ende des Wirtschaftsjahres nicht überschritten 
wird, in dem die Erhöhung berücksichtigt werden soll. 
 

2. Maßgebender Investitionszeitraum 
 
Die dreijährige Investitionsfrist nach § 7g Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe a EStG 
in der Fassung des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 14. August 2007 
(a. a. O.)  beginnt mit Ablauf des Wirtschaftsjahres, in dem ein Investitionsabzugsbetrag 
für ein begünstigtes Wirtschaftsgut erstmals geltend gemacht wird. Eine Erhöhung des 
Abzugsbetrages in einem Folgejahr verlängert den Investitionszeitraum nicht.  
 

3. Zeitpunkt der Inanspruchnahme von Erhöhungsbeträgen  
 
Die Randnummern 20, 22 und 23 (Inanspruchnahme von Investitionsabzugsbeträgen in 
der Steuererklärung vor der erstmaligen Steuerfestsetzung) sowie die Randnummern 24 
bis 26 (Inanspruchnahme von Investitionsabzugsbeträgen nach der erstmaligen Steuerfest-
setzung) des o. g. BMF-Schreibens vom 20. November 2013 (a. a. O.) sind bei der Inan-
spruchnahme von Erhöhungsbeträgen entsprechend anzuwenden. So scheidet eine Erhö-
hung aus, wenn die Investitionsfrist bei Antragstellung abgelaufen ist und die Investition 
nicht durchgeführt wurde oder bei bereits durchgeführten Investitionen die Erhöhung er-
kennbar dem Ausgleich von nachträglichen Einkommenserhöhungen dient. 
 

4. Keine Erhöhung von Investitionsabzugsbeträgen im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder 
Herstellung der begünstigten Investition  
 
Investitionsabzugsbeträge können nur für künftige Investitionen beansprucht werden (§ 7g 
Absatz 1 Satz 1 EStG). Ein Abzug im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung 
des begünstigten Wirtschaftsgutes ist nicht möglich. Dies gilt auch für die Erhöhung von 
Investitionsabzugsbeträgen. 
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Bei Anschaffung oder Herstellung des begünstigten Wirtschaftsgutes sind die Regelungen 
der Randnummern 45 und 46 des BMF-Schreibens vom 20. November 2013 (a. a. O.) zur 
Hinzurechnung von Investitionsabzugsbeträgen nach § 7g Absatz 2 Satz 1 EStG anzu-
wenden. Dabei sind die zuerst beanspruchten Teilabzugsbeträge vorrangig hinzuzurech-
nen. Soweit die insgesamt beanspruchten Investitionsabzugsbeträge für eine bestimmte 
Investition den Hinzurechnungsbetrag nach § 7g Absatz 2 Satz 1 EStG übersteigen und 
auch keine nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten innerhalb des verblei-
benden Investitionszeitraums anfallen, ist der verbleibende Investitionsabzugsbetrag nach 
§ 7g Absatz 3 EStG rückgängig zu machen. Dabei sind die zuletzt beanspruchten Teilab-
zugsbeträge vorrangig rückabzuwickeln. 
 
Beispiel 
 
Investitionsabzugsbetrag Wirtschaftsjahr 2012:          4 000 € 
                                         Wirtschaftsjahr 2013:       2 000 € 
Investition 2015:          12 000 € 
Hinzurechnung § 7g Absatz 2 Satz 1 EStG 40 %:      4 800 € 
Rückgängigmachung Teilabzugsbetrag aus 2013:       1 200 €
     

 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht auf den Internet-
Seiten des Bundesministeriums der Finanzen unter der Rubrik Steuern - Veröffentlichungen 
zu Steuerarten - Einkommensteuer - zur Ansicht und zum Abruf bereit. 
 
Im Auftrag 
Dr. Möhlenbrock 
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  BEARBEITET VON  OAR Jürgen Pitzke 

  REFERAT/PROJEKT  IV C 6 
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BETREFF  Zeitgleiche Veröffentlichung eines BMF-Schreibens zu einer BFH-Entscheidung im 

Bundessteuerblatt Teil II 
   
   BEZUG  Schreiben des Referates IV A 3 vom 24. September 2007 

– IV A 4 - O 1000/07/0011 – 
   ANLAGEN  3 
   GZ  IV C 6 - S 2139-b/13/10001 

DOK  2016/0020329 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Ich bitte, das beiliegende BMF-Schreiben vom15. Januar 2016 (Geschäftszeichen wie oben) 
zeitgleich mit dem BFH-Urteil X R 4/13 vom 12. November 2014 (unter Berücksichtigung 
der Fußnote) im Bundessteuerblatt zu veröffentlichen. Im BMF-Schreiben ist noch die Fund-
stelle des Urteils nachzutragen.  
 
Ferner bitte ich, für das Sachverzeichnis zum Bundessteuerblatt Teil I die folgenden Stich-
worte vorzunehmen:  
 
Investitionsabzugsbeträge 
Aufstockung von in Vorjahren beanspruchten Investitionsabzugsbeträgen, ESt 
 
Im Auftrag 

mailto:IVC6@bmf.bund.de

